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gegen 
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Der 1. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 12. Januar 2023 gemäß 

§ 349 Abs. 2 und 4 StPO beschlossen:

 

Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landgerichts 

Traunstein vom 21. Juni 2022 aufgehoben; jedoch bleiben die Fest-

stellungen aufrechterhalten.  

Die weitergehende Revision wird als unbegründet verworfen.  

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhandlung 

und Entscheidung, auch über die Kosten des Rechtsmittels, an eine 

andere Strafkammer des Landgerichts zurückverwiesen. 

 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Computerbetruges in  

6.467 Fällen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von sieben Jahren und sechs Mona-

ten verurteilt. Zudem hat es gegen ihn die Einziehung des Wertes von Taterträ-

gen in Höhe von 248.926,15 Euro angeordnet. Die Revision des Angeklagten, 

mit der er die Verletzung materiellen Rechts rügt, hat in dem aus der Beschluss-

formel ersichtlichen Umfang Erfolg. Im Übrigen ist sie unbegründet im Sinne von 

§ 349 Abs. 2 StPO.  
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1. Nach den von dem Landgericht rechtsfehlerfrei getroffenen Feststellun-

gen erwarb der Angeklagte im Zeitraum vom 29. September 2018 bis 12. De-

zember 2020 Online-Tickets der Deutschen Bahn unter Angabe falscher Perso-

nalien und unter Einsatz von zuvor widerrechtlich im Internet beschafften frem-

den Kreditkartendaten. Hierzu erstellte der Angeklagte unter Verwendung von 

Pseudonymen verschiedene – soweit hier relevant: zehn – E-Mailadressen, über 

die er die Bestellungen abwickelte. Sodann bestellte er in dem genannten Zeit-

raum an diversen Tagen 6.467 Online-Tickets über die von der Deutschen Bahn 

angebotene Smartphone-App „DB Navigator“ im Gesamtwert von  

248.926,15 Euro. Bei dem Bestellprozess waren unter anderem eine  

E-Mailadresse und die Zahlungsmodalitäten zu hinterlegen. Als Zahlungsmittel 

bei den Online-Buchungen gab der Angeklagte jeweils die rechtswidrig erlangten 

Kreditkartendaten dritter Personen an; er verwendete die von ihm erstellten  

E-Mailadressen. Nach Abschluss der jeweiligen Bestellvorgänge wurden die  

Tickets auf elektronischem Wege zugänglich gemacht; anschließend konnte er 

frei über sie verfügen. 

2. Die rechtliche Würdigung dieser Taten als Computerbetrug (§ 263a 

Abs. 1 StGB) ist für sich genommen rechtsfehlerfrei. Soweit die Urteilsgründe 

– worauf der Generalbundesanwalt zutreffend hingewiesen hat – sich nicht auch 

zu dem Straftatbestand der Fälschung beweiserheblicher Daten (§ 269 StGB; 

vgl. BGH, Beschluss vom 6. April 2021 – 1 StR 67/21 Rn. 3 mwN) verhalten, be-

schwert dies den Angeklagten nicht.  

3. Jedoch hält die konkurrenzrechtliche Bewertung der insgesamt  

6.467 Fahrkartenbuchungen als jeweils gesonderte, zueinander in Tatmehrheit 

stehende Taten rechtlicher Nachprüfung nicht stand.  

2 

3 

4 



- 4 - 

a) Das Landgericht hat zum einen den zeitlichen Zusammenhang von 

mehreren an demselben Tag vorgenommenen Bestellungen nicht berücksichtigt. 

Mehrere Buchungen an einem Tag können Teil einer einheitlichen Tat im Sinne 

einer natürlichen Handlungseinheit sein, sofern sie in einem engen zeitlichen Zu-

sammenhang vorgenommen werden (vgl. BGH, Urteil vom 20. August 2020 

– 3 StR 94/20 Rn. 17 mwN).  

b) Zum anderen hat die Strafkammer nicht bedacht, dass – ungeachtet 

des zeitlichen Abstands der Buchungen voneinander – bei der mehrfachen  

Nutzung eines Kundenkontos mit den dort gespeicherten unrichtigen beweiser-

heblichen Daten die über dieses Konto getätigten betrügerischen Bestellungen 

zur Tateinheit verbunden werden (vgl. BGH, Beschluss vom 6. April 2021 – 1 StR 

67/21 Rn. 4 mwN). Ausweislich der von dem Landgericht als „überzeugend, kon-

sistent und zwanglos nachvollziehbar“ bewerteten Angaben des Ermittlungsbe-

amten PHM A.                erfolgten die Buchungen „grundsätzlich über einen DB- 

Navigator“, wozu ein Benutzerkonto anzulegen und für dieses wiederum eine 

E-Mailadresse notwendig gewesen sei (UA S. 13). Jedenfalls eine der hier ge-

genständlichen E-Mailadressen, über welche 336 Fahrkartenbestellungen abge-

wickelt wurden, konnte dem Angeklagten „über seine Angaben beim DB Kunden-

konto“ zugeordnet werden (UA S. 17). Vor diesem Hintergrund hätte sich das 

Landgericht mit der naheliegenden Möglichkeit auseinandersetzen müssen, dass 

der Angeklagte das betreffende Kundenkonto mehrfach nutzte sowie – ange-

sichts der Vielzahl erstellter E-Mailadressen – möglicherweise weitere Kunden-

konten zur gleichfalls wiederholten Verwendung eingerichtet hatte. Das Fehlen 

entsprechender Ausführungen zur Zuordnung der einzelnen Fahrkartenbestel-

lungen zu Kundenkonten in den Urteilsgründen stellt hier im Hinblick auf die 

Frage des Konkurrenzverhältnisses der Taten zueinander einen durchgreifenden 

Rechtsfehler dar. Da die von dem Landgericht getroffenen Feststellungen die für 

die Beurteilung des Konkurrenzverhältnisses der Taten erforderlichen Angaben 
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nicht enthalten, kommt eine Schuldspruchänderung durch den Senat entspre-

chend § 354 Abs. 1 StPO nicht in Betracht (vgl. BGH, Beschluss vom  

6. April 2021 – 1 StR 67/21 Rn. 4). 

c) Einer Verschärfung des Schuldspruchs im Hinblick auf den bisher nicht 

in den Blick genommenen Straftatbestand des § 269 StGB (vgl. vorstehend  

unter 2) steht im 2. Rechtsgang das Verschlechterungsverbot des § 358 Abs. 2 

Satz 1 StPO nicht entgegen (vgl. etwa BGH, Beschluss vom 18. Februar 2020 

– 3 StR 430/19 Rn. 60 mwN).  

4. Die Aufhebung des Schuldspruchs bedingt die Aufhebung des gesam-

ten Strafausspruchs. Insoweit wird das neue Tatgericht zu beachten haben, dass 

in Fällen, in denen wegen einer Konkurrenzkorrektur neue Einzelstrafen festzu-

setzen und mehrere vom ersten Tatgericht als rechtlich selbständig erachtete 

Taten zur Tateinheit zu verbinden sind, das Verschlechterungsverbot des § 358 

Abs. 2 Satz 1 StPO (nur) gebietet, dass die neu festzusetzende Einzelstrafe die 

Summe der bisherigen Einzelstrafen nicht überschreitet; auch die neue Gesamt-

strafe darf nicht höher ausfallen als bisher. Hingegen steht es der Verhängung 

einer höheren Einzelstrafe für die nunmehr tateinheitlich bewertete Tat als sol-

ches nicht entgegen (vgl. BGH, Beschluss vom 4. Oktober 2022 – 2 StR 319/21 

Rn. 15 mwN).  

5. Die Aufhebung des Schuldspruchs entzieht zugleich der Einziehungs-

entscheidung die Grundlage.  

6. Da die Gesetzesverletzung allein die Frage der Konkurrenzen betrifft, 

haben die Urteilsfeststellungen Bestand (§ 353 Abs. 2 StPO). Sie sind von dem 

neuen Tatgericht um Feststellungen zur Frage der Nutzung eines oder mehrerer 
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Kundenkonten zu (jeweils) mehrfachen betrügerischen Bestellungen zu ergän-

zen. Auch im Übrigen können weitere Feststellungen getroffen werden, soweit 

sie zu den bisherigen nicht in Widerspruch stehen. 

 

Bellay RiinBGH Dr. Fischer ist infolge 
Urlaubs an der Unterschrifts-
leistung verhindert. 

Bellay 

Wimmer 

Bär Munk 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Traunstein, 21.06.2022 – 2 KLs 600 Js 20759/22 


